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mis: 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 47. 


Marienwerder, den 20. November 


Blatt 


— 


1867. 


Inhalt des Bundesgeſetzblattes des Nord⸗ 
deutſchen Bundes. 
Das bte, 6te, 7te und Ste Stück des Bundes⸗ 

Geſetzblattes enthält unter: 

Nro. 8. das Geſetz über das Paßweſen, vom 12. Olts⸗ 
ber 1867; 

Nro. 9. das Geſetz, betreffend die Nationalität der 
Kauffahrteiſchiffe und ihre Befugniß zur Führung 
der Bundesflagge, vom 25. October 1867; 


Nro. 10. die Verordnung, betreffend die Bundesflagge 


für Kauffahrteiſchiffe, vom 25. Oktober 1867; 

Nro. 11. die Bekanntmachung, betreffend die Ernennung 
von Bevollmächtigten zum Bundesrathe des Nord⸗ 
deutſchen Bundes, vom 4. September 1867; 

Nro. 12. die Bekanntmachung, betreffend die Ernen- 
nung eines Bevollmächtigten zum Bundesrathe des 
Norddeutſchen Bundes, vem 23. Septbr. 1867; 

Nro. 13. das Geſetz, betreffend die Erhebung einer 
Abgabe von Salz, vom 12. Oktober 1867; 

Nro. 14 das Geſetz, betreffend die Aufhebung der 
Eingangsabgabe von Rindvieh und Hammeln auf 
der Grenzlinie von Burg auf Fehmarn bis Hörbro 
in Schleswig, vom 23. Oktober 1867; 

Nro. 15. die Verordnung über die Ausführung des 
Geſetzes vom 23. Oktober d. J, betr. die Aufhe⸗ 
bung der Eingangsabgabe von Rindvieh und Ham⸗ 
meln auf der Grenzlinie ven Burg auf Fehmarn 
bis Höxbro in Schleswig, vom 2. Nopbr. 1867; 

Nro. 16. das Geſetz über die Freizügigkeit, vom 1. 
November 1867; 

Nro. 17. das Geſetz, betreffend den Bundeshaushalt 
für das Jahr 1867, vom 4. November 1867; 


Neo. 18. das Geſetz über das Poſtweſen des Nord⸗ 


deutſchen Bundes, vom 2. November 1867; 

Nro. 19. das Geſetz über das Poſttaxweſen im Ge⸗ 
biete des Norddeutſchen Bundes, vom 4. Novem⸗ 
ber 1867. 

Verordnungen und Bekanntmachungen der 

rovinzial⸗Behörden. 


1) Das Fürſtl. Schwarzburg⸗Sondershauſenſche tages, unter Aufhebung des 


d. J. abläuft, daß vom 1. September d. J. ab bis 
zum Schluſſe der präfluſiviſchen Friſt die gedachten 
Kaſſenanweiſungen lediglich bei der Fürſtlichen Staats⸗ 
Haupttaſſe zu Sondershauſen zum Umtauſch präſentirt 
werden müſſen, daß nach Ablauf dieſer Friſt die ge⸗ 
dachten Kaſſenanweiſungen ihre Gültigkeit verlieren und 
daß dagegen eine Berufung auf die Rechtswohlthat 
der Wledereinſetzung in den vorigen Stand nicht Statt 
findet. Berlin, den 24 September 1867. 
Der Finanz⸗WMiniſter. Der Miniſter für Handel, 
von der Ileydt. Gewerbe u. öffentl Arbeiten. 
| Im Auftrage: Reck. 
Die Betheiligten werden hiervon in Kenntniß 
geſetzt. Marienwerder, den 7. Oktober 1867. 
| Königliche Regierung. 
f 2) Nachſtehend wird das von Sr. Majeftät 
dem Könige am 11. September d. J. genehmigte: 
Reglement über die Einrichtung des 
Landarmen⸗ und Corrigenden⸗Weſens 
in Weſtpreußen nebſt der 
Anweiſung zur Bildung und Geſchäftsführung 
der Kreis⸗Armen⸗Kommiſſionen in Weſtpreußen 


und dem 
| Regulativ über die Theilnahme der Weſtpreu⸗ 
ßiſchen Stände an der Verwaltung des Land⸗ 
armenhauſes zu Graudenz, 
welche bereits in No. 110. S. 1709. der diesjährigen 
Geſetzſammlung publieirt ſind, hiermit zur ſpeziellen 
Kenntniß der Eingeſeſſenen unſeres Departements ge⸗ 
bracht. Marienwerder, den 4. November 1867. 
Königliche Reglerung. Abtheilung des Innern. 


Reglement 


über die Einrichtung des Landarmen⸗ und Corrigenden⸗ 
| Weſens in Weſtpreußen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen ze. verordnen über die Einrichtung 
und Verwaltung des Weſtpreußiſchen Landarmen⸗ und 
Korrigendenweſens, nach Anhörung des Provinzialland⸗ 
Landarmen⸗Reglements 


Ministerium hat unterm 27. Auguſt d. J. wiederholt vom 31. Dezember 1804, auf Grund des F. 37. des 


bekannt gemacht, 


des Geſetzes vom 25. Oktober 1859 emittirten Fürſtl. 
Schwarzburg⸗Sondershanſenſchen Kaſſenanweſſungen 
zu 1 Thaler gegen neue dergleichen feſigeſetzte prällu⸗ 


daß die zum Umtauſch der auf Grund Geſetzes über die 


Verpflichtung zur Armenpflege vom 
31. Dezember 1842, was folgt: 
. Umfang des Verbandes. 
8. 1. Der Weſtpreußiſche Landarmen⸗Verband 


ſiviſche zwölfmonatliche Friſt mit dem 30. November umfaßt die Regierungsbezirke Marienwerder und Danzig. 
Ausgegeben in Marienwerder den 21. November 1867. 


1 


3. 
4, 


III. Von den Zwecken des Landarmen⸗ 


1. 


Anſt 
10 


Einr 
des 
werd 


II. Deſſen Zweck im Allgemeinen. Kranke, welche an Ekel erregenden oder anſteckenden 
8.2. Er hat die Verpflichtung: Krankheiten leiden, aufgenommen, andere Kranke nur 


„zur Fürſorge für die Landarmen nach 88. 9., 12., nach Maßgabe des dann noch verbleibenden Raumes 


13., 15., 23., 24. und 30. des Armengeſetzes vom und auch nur dann, wenn ſie ſchwer heilbar ſind und 
31. Dezember 1842 und Artikel 2. des Geſetzesſin ihrem heimathlichen Kreiſe nicht in geeigneter Weiſe 
vom 21. Mai 1855, ſowie zur Gewährung von verpflegt werden können. Sofern die Kranken Ortsarme 
Beihilfen für unvermögende Gemeinden nach §. 14. oder von ihren Angehörigen zu unterhalten find (Pri⸗ 


des erſtgedachten Geſetzes; vatkranke), erfolgt ihre Aufnahme gegen den von der 
zur Unterhaltung der mit dem Landarmenweſen Landarmen⸗ Direktion zu beſtimmenden Koſtenſatz. 
in Verbindung ſtehenden Anſtalten. Dieſe ſind 3. Die Hebammen⸗Unterſtützungen. 
zur Zeit: $. 5. Die Hebammen ⸗Unterſtützungen werden 
a, die Irrenanſtalt zu Schwetz, bedürftigen — und worauf es hauptſächlich ankommt 
b. die Taubſtummenanſtalt zu Marienburg, — durch Eifer, Geſchicklichkeit und ſittlichen Lebens⸗ 
in Betreff deren Verwaltung beſondere Regle- wandel würdigen Landhebammen, auch, ſoweit es ohne 
ments beſtehen, Beeinträchtigung derſelben geſchehen kann, ſolchen Heb⸗ 
e. die Beſſerungsanſtalt zu Graudenz und ammen in den Städten gewährt (efr. §. 19.). 
d. das Landkrankenhaus zu Schwetz, 4. Der Proviuzial⸗Invalidenfonds. 
welches mit der dortigen Irrenanſtalt in Be⸗ $. 6. Der Provinzial-Invalidenfonds wird aus 


treff der Direktion, Adminiſtration und Oeco⸗ dem im §. 2. Nro. 4. erwähnten Beitrage von 2792 
nomie verbunden iſt, und nach einem beſon⸗Athlr. 13 Sgr. 6 Pf., als den Zinſen der früher zum 
deren Regulativ verwaltet wird; Bau und zur Einrichtung der Beſſerungsanſtalt zu 
zur Gewährung der Hebammen ⸗Unterſtützungen; Graudenz aus der Staatskaſſe hergegebenen Koſten und 
zur Zahlung von jährlich 2792 Rthlr. 13 Sgr.] den Zinſen ausgeliehener Kapitalien gebildet. 
6 Pf. an den Provinzial⸗Invalidenfonds. Die jährliche Einnahme deſſelben wird auf die 
Per a und er Sant 2 
: von ſechs zu ſechs Jahren zu ermittelnden Zahl der 
Verbandes im Beſonderen. in jedem bir beiden Bezirke mopnenden te klikungs: 
Die Beſſerungsanſtalt in Graudenz. bedürftigen Invaliden vertheilt. 
§. 3. In die Beſſerungsanſtalt zu Graudenz, Die betreffenden Antheile werden zur Verabrei⸗ 


deren innere Hausordnung nach dem Reglement dieſer ku von Gnadengehältern an verdiente und erwerbs⸗ 


alt gehandhabt wird, ſind aufzunehmen: unfähige entlaſſene Militairperſonen, welche aus Weſt⸗ 
Landſtreicher, Bettler und ſonſtige Perſonen, gegen preußen gebürtig ſind und innerhalb der betreffenden 
welche nach verbüßter Strafe auf Grund des §. beiden Regierungsbezirk ſich aufhalten, nach Maßgabe 
120. des Strafgeſetzbuchs von der Landespolizeibe⸗ der darüber beſtehenden Beſtimmungen verwendet (oke, 
hörde Einſperrung in ein Arbeitshaus feſtgeſetzt ift; §. 20.) 

Weibsperſonen, welche wegen gewerbsmäßig be⸗ Wird ein Gnadengehaltsempfänger der Beſſerungs⸗ 
triebener Unzucht gerichtlich beſtraft find und gegen anſtalt überwieſen, fo fällt das Guadengehalt während 
die außerdem Einſperrung in ein Arbeitshaus nach der Dauer der Detention dieſer Anſtalt zu. 
Beendigung der Gefängnißſtrafe auf Grund des Rückſichtlich des Verluſtes des Gnadengehalts 
§. 146. des Strafgeſetzbuchs erkannt iſt; wegen anderer Vergehen reſp. Verbrechen verbleibt es 


3. jugendliche Verbrecher, welche nach §. 42. des bei den hinſichtlich des Verluſtes der aus Staatsfonds 


Strafgeſetzbuchs wegen Mangels an Unterſchei⸗ gewährten Militair⸗Gnadengehälter beſtehenden Be⸗ 
dungsvermögen zwar freigeſprochen, jedoch nach ſtimmungen. 
der Beſtimmung des Strafurtels in eine Beſſerungs⸗ a . Mittel zur Erreichung obiger Zwecke. 
Anſtalt unterzubringen ſind; §. 7. Zur Erreichung der im Abſchnitt 1J. und 
Perſonen, gegen welche nach Artikel 11. bis 14. III. angegebenen Zwecke und zur Beſtreitung der Koſten 
des Geſetzes vom 21. Mai 1855 (Geſetz⸗Samml. der Verwaltung iſt ein Landarmenfonds gebildet, deſſen 
S. 311) die Unterbringung in eine Arbeitsanſtalt Einnahmen vorzugsweiſe in Provinzialbeiträgen beſtehen 
angeordnet iſt; ele. Abſchnitt V). 
ungerathene oder verwahrloſte Pflegebefohlene reſp. §. 8. Aus demſelben werden auch die Unter⸗ 
Kinder unter väterlicher Gewalt, nach ertheilter haltungskoſten der Beſſerungsanſtalt in Graudenz be⸗ 
Genehmigung des Vormundſchafts⸗Gerichts, auf ſtritten, ſoweit jie nicht aus deren eigenthümlichen Ein 
Antrag der Ortsbehörde. nahmen (fr. §. 9.) gedeckt werden. 
2. Das Landkrankenhaus zu Schwetz. | Die Gehälter der gemeinſchaftlichen Beamten der 
§. 4. Es ſoll dahin gewirkt werden, daß durch Graudenzer Straf: und Beſſerungsanſtalt, ihre Penſionen 
ichtung von Kommunal ⸗Lazarethen die Aufhebung und Miethsentſchädigungen fallen dem Weſtpreußiſchen 
Landkrankenhauſes angebahnt werde. Bis dahin Landarmenverbande in dem Verhältniß zur Laſt, wie 
en in die Anſtalt vorzugsweise ſolche chroniſche ſolches vertragsmäßig feſtgeſetzt iſt. 
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$. 9. Die eigenthümlichen Einnahmen der Beſſe⸗ 
rungsanſtalt beſtehen in folgenden Titeln: 
1. in dem Arbeitsverdienſte der Detinirten; 
2. in den Einnahmen aus den Nutzungen ihrer Grund⸗ 
ſtücke und anderer Vermögensobjekte, ſowie in 
ſonſtigen Zuwendungen; | 
in den Beträgen, welche für den Unterhalt der 
Häuslinge aus deren eigenem Einkommen und 
Vermögen eingezogen werden können, oder von 
anderen Verpflichteten gezahlt werden; 
in den Verpflegungsgeldern, welche 
a. für die nach Artikel 11. bis 14. des Geſetzes 
vom 21. Mai 1855 detinirten Perſonen (8. 
3. No. 4.) und für die verwahrloſten Kinder 
(8. 3. No. 5.) von den Gemeinden, 
für die Weibsperſonen ($. 3. No. 2.) und für 
die jugendlichen Verbrecher (§. 3. No. 3.) von 
der Staatskaſſe 

zu entrichten ſind. r 

F. 10. In Beziehung auf den Nachlaß ber in 
der Beſſerungsanſtalt verſtorbenen Detinirten hat die⸗ 
ſelbe kein Erbrecht. Der Landarmenverband iſt jedoch 
berechtigt, zur Deckung der Unterhaltungskoſten der in 
der Anſtalt verſtorbenen Häuslinge den etwaigen Ueber⸗ 
verdienſt derſelben und die mitgebrachten baaren Gelder 
und ſonſtigen, von den Beamten der Anſtalt gewiſſen⸗ 
haft zu taxirenden Effekten, ohne Verpflichtung zur 
Einlaſſung auf die gerichtliche Nachlaßregulirung, ei⸗ 
genthümlich zurückzubehalten, und nur den nach erfolgter 
Deckung dieser Koſten verbleibenden Ueberreſt an die 
den Nachlaß regulirende Behörde oder die ligitimirten 
Erben auszuliefern, denen auf Verlangen deshalb der 
erforderliche Nachweis gegeben werden ſoll. 

§. 11. Die Koſtenſätze für Verpflegung, Beklei⸗ 
dung und ärztliche Bedürfniſſe der in die Beſſerungs⸗ 
Anſtalt aufgenommenen, im $. 3. ad 2. bis 5. auf⸗ 
geführten Perſonen werden durch den Provinziallandtag 
unter Zuſtimmung des Oberpraſidenten feſtgeſetzt. 

Vorerſt und ſo lange keine andere Feſtſetzung 
erfolgt, werden dieſe Koſten auf folgende Beträge normirt: 
1. für unzüchtige Weibsperſonen und für jugendliche 

Verbrecher (§. 3. No. 2. und 3.) die Selbſtkoſten; 
2. für Arbeitsſcheue und dergleichen (§. 3. No. 4.) 


h. 


und für verwahrloſte Kinder ($. 3. No. 5.) 2 Sgr. 
pro Tag. a 
F. 12. Die Koften für den Transport der De⸗ 


tinirten, ſowie für die Beerdigung der verſtorbenen 
Häuslinge werden von denjenigen entrichtet, welchen 
die Zahlung der Verpflegungskoſten obliegt. 

. 13. Für die im §. 3. No. 1. bezeichneten 
Landſtreicher, Bettler u. ſ. w. fallen die Verpflegungs⸗, 
Transport⸗ und Begräbnißkoſten dem Landarmenver⸗ 
bande zur Laſt. N | 

An Transportkoſten werden, Soweit nicht der 
Trausport nach Maßgabe der Oberpräſidial⸗Inſtruktion 
vom 6. Oktober 1863 und deren etwaige Ergänzungen 


reſp. Abänderungen mittelſt Eiſenbahn ſtattfindet, bis 
| * auf Weiteres vergütigt: 


1. 


für Verpflegung der Transportaten pro Tag 2 
Sgr. 6 Pf.; f 

. für jeden erforderlichen Transportbegleiter pro 
Mann und Meile 5 Sgr.; 

für ein einſpänniges Fuhrwerk pro Meile 11 Sgr. 
3 Pf., und in Ermangelung eines ſolchen Fuhr⸗ 
werks für ein zweiſpänniges Fuhrwerk pro Pferd 
und Meile 7 Sgr. 6 Pf. 

§. 14. Ein Jeder, welcher in der Anſtalt deti⸗ 


2 


3. 


nirt wird, iſt nach ſeinen Kräften zur Arbeit verpflichtet, 
und muß den Verdienſt aus derſelben Behufs Deckung 


der Koſten ſeiner Verpflegung und Detention der An⸗ 
ſtalt überlaſſen. 
. Landarmen⸗, Irrenhaus⸗ und Heb⸗ 

ammen⸗Unterſtützungsbeiträge. 

§. 15. Die am Schluſſe des §. 7. erwähnten 
Provinzialbeiträge werden jährlich, als Landarmenz, 
Irrenhaus⸗ und Hebammen = Unteritügungsbeiträge zus 
ſammen, von den Bewohnern der Regierungsbezirke 
Danzig und Marienwerder eingezogen. 

F. 16. Die Vertheilung und Erhebung der int 
F. 15. erwähnten Beiträge erfolgt auf Grund eines 
vom Oberpräſidenten beftätigten Beſchluſſes des Pro⸗ 
vinziallandtages, und bleiben bis zu einer hiernach 
erfolgten Abänderung die beſtehenden Beſtimmungen in 
Kraft, wonach die Beiträge nach dem Maßſtabe der Klaſſen⸗ 
und klaſſifizirten Einkommenſteuer aufgebracht werden. 

Was insbeſondere die Hebammen⸗Unterſtützungs⸗ 
beiträge betrifft, ſo ſind dem jedesmaligen Provinzial⸗ 
landtage die von den Regierungen zu Danzig und 
Marienwerder motivirt aufgeſtellten Gutachten über die 
Höhe der in ihren Bezirken zu den Unterſtützungen er⸗ 
forderlichen Summen, mit der Aeußerung der Weſt⸗ 
preußiſchen Landarmen⸗Direktion (§. 17.) verſehen, 
durch den Oberpräſidenten zur Beſchlußnahme über den 


auf den Landarmenfonds für jeden der beiden Regie⸗ 


rungsbezirke anzuweiſenden Hebammen Unterſtützungs⸗ 

fonds vorzulegen. 

. Innere Organiſation des Landarmen⸗ 
erbandes. 

$. 17. Dem Weſtpreußiſchen Landarmenverbande 
wird fortan die ſelbſtſtändige Verwaltung des Land⸗ 
armenweſens unter Kontrole und Oberaufſicht der 
Staatsbehörden zugeſtanden. 

Dieſe Verwaltung wird von der bisherigen Weſt⸗ 
preußiſchen Landarmen⸗Kommiſſion unter der Bezeich⸗ 
nung: 

„Landarmen⸗Direktion für Weſtpreußen“ 


geführt. 


§. 18. So lange jedoch die Verwaltung der 
Beſſerungsanſtalt zu Graudenz mit der dortigen Straf: 
anſtalt verbunden iſt, gebührt dieſelbe dem Oberpräſi⸗ 
denten, von welchem ſie zur Zeit der Regierung zu 
Marienwerder übertragen iſt. Der Landarmen⸗Direk⸗ 
tion ſteht hierbei dieſelbe Mitwirkung zu, welche die 
Weſtpreußiſche Landarmen⸗Kommiſſion nach der bis⸗ 
herigen Verfaſſung und insbeſondere nach dem ange: 
ſchloſſenen Negulattve vom 17. Oktober 1826 gehabt hat. 


— ü— 
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§. 19. Auch die Verwendung des Hebammen⸗ len und über die Verwendung der Fonds im Allge⸗ 
Unterſtützungsfonds (etc. §. 16.) verbleibt den Regie⸗ meinen oder über die Veränderung der aus denſelben 
rungen zu Danzig und Marienwerder, jedoch mit der zu unterhaltenden Anſtalten (8. 2.) zu beſchließen. Die 
Maßgabe, daß fie bei allen fortlaufenden Unterſtüzungen hierüber gefaßten Beſchlüſſe des Provinziallandtages 
der Hebammen nicht nur die Gutachten der Kreisland- find jedoch auf dem verfaſſungsmäßigen Wege zur ſtaat⸗ 
räthe und Phyſiker, ſondern auch der Kreis-Armen- lichen Beſtätigung einzureichen. 
Kommiſſion („fr. F. 33.) einzuholen haben. Oberaufſicht des Staates. 

N 19 a N u, . * Ehe 8. 23. In allen im 8. 22. nicht erwähnten Be- 
ene ligen lee . Reer Du unnd ziehungen iſt die Landarmen- Direktion der Oberaufſicht 
Ga 11 11 8 en an Sr alt der Geib und Kontrole des Oberpräſidenten der Provinz unter: 
ch 6 Sete chen er Geneh⸗ worfen, welcher auch vorkommende Veſchwerden ent⸗ 

$. 20. Nicht minder verbleibt der Regierung zu de . . Stang geht die Entſcheidung 
0 5 5 ut den Miniſter des Innern. 
Marienwerder die Verwaltung des Provinzial-Inva⸗ 8 5 dus 9 
lidenfonds und ihr, ſowie der Regierung zu Danzig Kommiſſarius des Staates. 
die ſelbſtſtändige Verwendung ihrer Antheile (efr. §. 6.) . 8. 24. Zur unmittelbaren Ausübung der Ober⸗ 
$. 21. Nicht berührt wird ferner durch die Ueber⸗ aufſicht und Kontrole des Staates ernennt der Ober⸗ 
tragung der im F. 17. erwähnten Funktionen an die präſident der Provinz einen Königlichen Kommiſſarius, 
Landarmen⸗Direktion: der an den Berathungen der Landarmen⸗Direktion 
1. die Befugniß der Verwaltungsbehörden zum Erlaß Theil nehmen kann, indeſſen keine Mitverwaltung, 
der im Artikel 6. und Artikel 11. bis 15. des ſondern ohne poſitive Einwirkung nur die Kontrole 
Geſetzes vom 21. Mai 1855 gedachten Neſolute; über die Geſetzmäßigkeit des Verfahrens, insbeſondere 
2. die Befugniß der Regierungen zur Entſcheidung zur Wahrnehmung des landespolizeilichen Intereſſes, 
darüber, ob in den Fällen der §§. 117. bis 119. ausübt. Dieſer Königliche Kommiſſarius hat zwar bei 
des Strafgeſetzbuchs der Verurtheilte nach ausge⸗ den Berathungen der Landarmen⸗Direktion keine Stimme; 
ſtandener Strafe in ein Arbeitshaus gebracht werden findet derſelbe indeſſen Bedenken bei den Veſchlüſſen 
(. 120. I. e.) und wie lange die in einem ſolchen derſelben und iſt eine Einigung nicht zu erreichen, fo 
Falle oder eine auf Grund der 88. 42. und 146. muß deshalb an den Oberpräſidenten zur Entſcheidung 
des Strafgeſetzbuchs verhängte Beſſerungshaft dau- berichtet werden; einſtweilen darf aber die Landarmen⸗ 
ern, ungleichen ob gegen einen verurtheilten Aus⸗ Direktion nichts gegen den Widerſpruch des Erſteren 
länder auf Grund des $. 120. a. a. O. mit Landes⸗ verfügen, vielmehr hat fie in eiligen Fällen ihre Maß⸗ 
verweiſung verfahren werden ſoll; regeln ſo zu nehmen, daß demſelben und der deshalb 
3. die Kompetenz der Regierungen zur Entſcheidung zu erwartenden höheren Entſcheidung nicht vorgegriffen 
von Streitigkeiten im Sinne der §8. 33. und 34. werde. Alle Berichte der Landarmen⸗ Direktion an 
des Armengeſetzes vom 31. Dezember 1842 (ein⸗ den Oberpräſidenten der Provinz gehen durch die Hände 
ſchließlich der Streitigkeiten zwiſchen dem Land⸗ dieſes Kommiſſarius zur Kenntnißnahme und etwaigen 
armenverbande einerſeits und einzelnen in deſſen Hinzufügung ſeines Gutachtens; desgleichen gehen alle 
Bereich gelegenen Ortsarmenverbänden anderer Verfügungen des Oberpräſidenten an die Landarmen⸗ 


ſeits); Direktion bei demſelben zur Kenntnißnahme durch. 
4. die Zuſtändigkeit der Regierungen zur Ausübung Landarmen⸗Direktion. 
der Dienſtdisciplin über die Unterbehörden auch §. 25. Die Landarmen⸗Direktion hat ihren Sitz 


innerhalb des durch dieſes Reglement berührten in Graudenz und iſt aus fünf Mitgliedern zuſammen⸗ 
Verwaltungsgebiets und zum Erlaß hierauf be- geſetzt, von denen drei dem Marienwerder und zwei 
ruhender allgemeiner Anordnungen. dem Danziger Regierungsbezirke angehören, für welche 
Provinziallandtag. außerdem drei Stellvertreter, und zwar zwei aus dem 
§. 22. Bei der Verwaltung des Landarmenfonds Marienwerder und einer aus dem Danziger Regierungs⸗ 
und der aus demſelben zu unterhaltenden Provinzial⸗ bezirke, für etwaige Behinderungsfälle erwählt werden. 
anſtalten iſt die Landarmen⸗Direktion zunächſt dem Dieſelbe wählt aus ihrer Mitte ihren Vorſitzeuden und 
Provinziallandtage untergeordnet. Derſelbe hat dem⸗ deſſen Stellvertreter und repräſentirt den Landarmen⸗ 
gemäß insbeſondere die von der Landarmen⸗Direktion verband in allen äußeren Verhältniſſen, insbeſondere 
entworfenen Einnahme⸗ und Ausgabe ⸗Etats feſtzuſtellen, bei etwaigen Prozeſſen, Käufen, Verkäufen und ſonſti⸗ 
die von derſelben mit einer General⸗Nachweiſung über gen Verträgen. Zu den Geſchäften der Landarmen⸗ 
die Reſultate der Verwaltung in dem abgelaufenen Direktion gehört außerdem: 
Jahre vorzulegenden Jahresrechnungen zu dechargiren, a. die Beaufſichtigung und Leitung der Verwaltung 
die jährlichen Beiträge und deren Aufbringungsart der Irrenanſtalt und des Landkrankenhauſes zu 
(88. 15. und 16.) feſtzuſetzen, die Verpflegungs⸗ und Schwetz, ſowie der Taubſtummenanſtalt zu Mas 
Transportkoſten (88. 11. und 13.) zu normiren, die rienburg, nach Maßgabe der beſonderen Beſtime 
Mitglieder der Landarnen⸗ Direktion (F. 26.) zu wäh:| mungen über dieſe Provinzlal⸗Inſtitute 
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die Aufſicht über die Administration der f bee uu die den Abgeordneten des Pro⸗ 
vinziallandtages zuſte 


dieſer Inſtitute, ſowie über das Kaſſen⸗ und Rech⸗ 
nungsweſen des geſammten Landarmenfonds, wel⸗ 
chen ſie in allen ſeinen Theilen ſelbſtſtändig ver: 
waltet (efı. 8. 17.); 

die in den 88. 16., 18. und 19. erwähnten Funk⸗ 
tionen in Betreff des Hebammien⸗Unterſtüzungs⸗ 
Fonds und der Beſſerungs⸗Anſtalt zu Graudenz; 

d. die Auſſicht über die gewiſſenhafte Dienſtführung 
und den ſittlichen Wandel der Beamten und des 
Dienſtperſonals aller aus dem Landarmenfonds 
unterhaltenen Anſtalten, nach Inhalt der denſel⸗ 
ben ertheilten Dienſtanweiſungen und nach Maß⸗ 
gabe der beſonderen Beſtimmungen über die Ver⸗ 
waltung jener Anſtalten; 

die Feſtſetzung und Anweiſung aller aus dieſem 
Fonds zu bewilligenden fortlaufenden und extra⸗ 
ordinairen Unterſtützungen, zu erſtattenden Kur⸗ 
und Verpflegungskoſten, zu gewährenden Beihülfen 
an arme Kommunen und der zur Unterhaltung 
der verſchiedenen Provinzialanſtalten zu zahlenden 
Zuſchüſſe; 

die Kontrole aller dem Landarmenfonds und den 
ad a. gedachten Anſtalten zuſtehenden Einnahmen. 
In ihren Verſammlungen erfolgen die Beſchlüſſe 

nach kollegialiſcher Berathung durch Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Aus⸗ 

ſchlag. Um einen gültigen Beſchluß zu faſſen, müſſen 

mindeſtens drei Mitglieder der Direktion oder deren 

Stellvertreter anweſend ſein. 

8. 26. Die Wahl der Mitglieder der Landarmen⸗ 
Direktion und ihrer Stellvertreter wird durch den Pro⸗ 
vinziallandtag vollzogen, und unterliegt der landes herr⸗ 
lichen Beſtätigung. Sie erfolgt auf ſechs Jahre. Die 
Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. 

8. 27. Innerhalb der Grenzen der Totalſumme 
des vom Provinziallandtage feſtgeſtellten Verwaltungs⸗ 
Etats iſt die Landarmen⸗Direction und innerhalb jedes 
Etatstitels des Spezial⸗Etats der verſchiedenen Provin⸗ 
zialanſtalten der betreffende Anſtaltsdirigent, jedoch 
mit Beachtung der dabei gefaßten Beſchluſſe der Land⸗ 
armen⸗Direktion, zu verfügen berechtigt. Zur Ueber⸗ 
ſchreitung einzelner Etatstitel hat der Anſtaltsdirigent 
die Genehmigung der Landarmen⸗Direktion einzuholen. 

Ueberſchreitungen der Totalſumme ſind beim Pro⸗ 
vinziallandtage zur Genehmigung vorzulegen. 

Die Jahresrechnungen werden von der Direktion 
revidirt und zur Vermittelung der Decharge Seitens 
des Provinziallandtages dem Oberpräſidenten eingereicht. 

8, 28. Die Landarmen⸗Direktion verſammelt ſich 
in jedem Jahre mindeſtens zwei Mal an dem von 
ihrem Vorſitzenden zu beſtimmenden Orte. 

Vorher hat ſie dem Oberpräſidenten und dem 
Königlichen Kommiſſarus unter Angabe der Berathungs⸗ 
Gegenftänbe Anzeige zu machen, dem Erſteren auch von 
den Konferenzprotokollen Abſchrift einzureichen 

8, 29. Bei Reiſen erhalten die Mitglieder der 


= 


henden Tagegelder und Reiſekoſten. 
für die Beſorgung der Korreſpon⸗ 
Unkoſten ſind aus dem Landarmen⸗ 


Die Auslagen 
denzen und ſonſtige 
Fonds zu erſtatten. 
| Ständiger Kom miſſarius. 
| 8. 30. Sämmtliche der Landarmen⸗Direktion 
obliegenden Geſchäfte, nameutlich auch die Aufſicht über 
die im $. 2. erwähnten Anſtalten — mit Ausnahme 
der Beſſerungsanſtalt in Graudenz — beſorgt, wenn 
die Landarmen⸗Direktion nicht beiſammen iſt, ein von 
ihr in der Regel aus ihrer Mitte auf ſechs Jahre er⸗ 
wählter ſtändiger Kommiſſarius als ihr Organ. Sie 
iſt berechtigt, auch einen anderen angeſehenen und ge⸗ 
ſchäftskundigen Bewohner des Landarmenverbandes zu 
erwählen, doch bedarf dieſe Wahl der landesherrlichen 
Beſtätigung. 
Für den Fall, daß der ſtändige Kommiſſarius 
nicht Mitglied der Direktion iſt, hat er zwar das Recht, 
an den Sitzungen derſelben Theil zu nehmen, ein Stimm⸗ 
recht ſteht dieſem jedoch nicht zu. 
| Als Organ der Landarmen⸗Direktion iſt der ſtän⸗ 
dige Kommiſſarius verpflichtet, neben der allgemeinen 
Beaufſichtigung derjenigen von den oben erwähnten 
Anſtalten, für welche kein beſonderer ftändiger Kom⸗ 
miſſarius ernannt iſt, auch die ihm in Bezug auf die⸗ 
ſelben von der Landarmen⸗ Direktion zu ertheilenden 
speziellen Aufträge auszurichten, ſowie alle Anträge, 
welche auf fortlaufende oder extraordinaire Unterſtüͤz⸗ 
zungen aus dem Weſtpreußiſchen Landarmenfonds oder 
auf Erſtattung von anderen Armenverbänden vorgeſchoſ⸗ 
ſener Unterſtützungen, Kur⸗ und Verpflegungskoſten ab⸗ 
zielen, zu prüfen und eventuell auf die Kaffe anzuweiſen. 

$. 31. Fortlaufende Unterſtützungen, Kinder⸗ 
Erziehungsgelder, ſowie Beihülfen an arme Kommunen 
nach 8. 14. des Armengeſetzes vom 31. Dezember 1842 
kann derſelbe nur, nachdem die Landarmen⸗Direktion 
ſich hiermit einverſtanden erklärt hat, bewilligen, und 
hat er zu dieſem Behufe die desfallſigen Anträge voll⸗ 
ſtändig vorzubereiten, zu ſammeln und der Direktion 
rechtzeitig zuzuſtellen. 

$. 32. Um die Landarmen⸗Direktion in den 
Stand zu ſetzen, ihre Erklärungen ſicherer abzugeben, 
ſoll jeder Antrag auf fortlaufende Unterſtützung, Kinder⸗ 
Erziehungsgelder oder auf eine den armen Kommunen 
zu gewährende Beihülfe aus dem Landarmenfonds mit 
den darauf bezüglichen Verhandlungen der betreffenden 
Kreis⸗Armenkommiſſion (ekr. 8§. 33.) zum Gutachten 
vorgelegt werden. In den Städten Danzig, Elbing 
und Thorn wird das desfallſige Gutachten von den 
Magiſtraten abgegeben. 

. 33. Für die Bildung und Geſchäftsführung 
. 82.) iſt die anlie⸗ 
ende Anweiſung maßgebend. Abänderungen derſelben 
ſind auf den Antrag der Landarmen⸗ Direktion von 
dem Provinziallandtage unter Genehmigung des Ober⸗ 
Präsidenten feſtzuſtellen. 

$, 34. Außerordentliche Unterstützungen aus dem 


dieſer Kreis⸗Armenkommiſſionen ($ 


1 
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Landarmenfonds zu bewilligen und die von anderen der nach dem Regulativ vom 17. Oktober 1826 bisher 

Armenverbänden vorgeſchoſſenen Kur⸗ und Verpflegungs⸗ beſtandenen Landarmen⸗Kommiſſton in Gemeinschaft mit 

koſten für Landarme denſelben erſtatten zu laſſen, iſt der Danziger Hülfskommiſſion ſo lange auszuüben, bis 

zwar der ſtändige Kommiſſarius befugt, iſt aber ver⸗ in der nach erfolgter Beſtätigung des Reglements ſtatt⸗ 

pflichtet, der Landarmen⸗Direktion bei ihrem jedesma⸗ findenden Verſammlung des Provinziallandtages die 

ligen Zuſammentritt eine ſpezielle Nachweiſung derſel⸗Wahl der Direktions⸗Mitglieder vollzogen iſt. 

ben mit den Akten vorzulegen. Gegeben Schloß Babelsberg, den 11. Septbr. 1867. 
$. 35. Auch hat er der Landarmen⸗ Direktion (I. S. Wilhelm. 

über alle außerordentlichen Vorfälle, über etwaige Ver⸗ Frh. v. d. Heydt. Gr. zu Eulenburg. 

beſſerungsvorſchläge und über das Ergebniß der aus ——— 

eigener Veranlaſſung oder auf Anordnung der Land⸗ Anweiſ ung 

armen⸗Direktion von ihm vorzunehmenden Reviſionen a 2 a 

der verichiebenen Anſtalten reſp. deren Kaſſen zu berich⸗ zur Bildung und Geſchäftsführung der Kreisarmeu⸗ 


ten, und deren Veſtimmungen einzuholen. Kommiſſionen in Weſtpreußen. 
$. 36. Die Kaffe des Landarmenverbandes, welche — 
ſich in Graudenz befindet, muß, fo lange ſie von dem §. 1. Zur Mitwirkung bei der Landarmeunver⸗ 


Rendanten der dortigen Strafanſtalt verwaltet, und waltung wird in jedem landräthlichen Kreiſe des Weſt⸗ 


vom Direktor derſelben alle Monat revidirt wird, von preußiſchen Landarmenverbandes eine Kreis⸗Armenkom⸗ 

dem ſtändigen Kommiſſarius wenigſtens ein Mal in miſſion gebildet. 

jedem Jahre außerordentlich revidirt werden. Funktionen der Kreis⸗-Armenko mmiſſion. 
Zu dem Depoſitorium, welches mit drei verſchie⸗ §. 2. Die Funktionen der Kreis⸗Armenkommiſ⸗ 

denen Schlöſſern verſehen fein muß, wird der eine fion find folgende: 

Schlüſſel von dem ſtändigen Kommiſſarius, der zweite . die ihnen von den Königlichen Landrathsämtern 

von dem Anſtaltsdirektor und der dritte von dem Ren⸗ vorzulegenden Anträge auf Bewilligung von fort⸗ 

danten grführt. laufenden Unterſtützungen und Kindererziehungs⸗ 
8. 37. Der ſtändige Kommiſſarius erhält für Geldern aus dem Landarmenfonds zu prüfen und 

ſeine Mühewaltung, Beſchaffung des Büreaus und zu begutachten; 

ſämmtlicher Schreibmaterialien, zur Annahme und Be⸗ b. die Entſcheidung der Landarmen⸗Direktion über 


ſoldung der Subalternbeamten eine von dem Provinzial⸗ die nach §. 14. des Armengeſetzes vom 31. Dezem⸗ 

Landtage von ſechs zu ſechs Jahren feſtzuſetzende, in ber 1842 unvermögenden Gemeinden zur Verpfle⸗ 

monatlichen Raten praenumerando zu zahlende Ent⸗ gung ihrer Armen aus dem Landarmenfonds ihres 

ſchädigung aus dem Landarmenfonds. Kreiſes zu gewährende Beihülfe gutachtlich vorzu⸗ 
Die Koſten der etwa nothwendig werdenden Rechts⸗ bereiten; 

Beihülfe wie der Kalkulaturarbeiten und die Reiſen e. die gutachtliche Aeußerung über die Gewährung 

des ſtändigen Kommiſſarius werden, und zwar die letz⸗ von fortlaufenden Hebammen⸗Unterſtützungen nach 

teren nach §. 29., beſonders vergütigt. Leg. 19 des Landarmen⸗Reglements. 

Schluſibeſtimmungen. Zuſammenſetzung der Kreis-Armenkommiſ⸗ 

§. 38. Die Landarmen⸗Direktion hat alljährlich ſion, Diſtriktskommiſſarien. 

nach dem Rechnungsabſchluſſe die Reſultate der Ver⸗ %. 3. Die Kreis⸗Armenkommiſſionen beſtehen 


waltung in Beziehung auf die Landarmenpflege und unter dem Vorſitze des Kreislandrathes aus vier vom 


bringen. ſtriktscommiſſarien, deren jedem ein in der Nähe ſeines 
§. 39. Die Königlichen und Ortsbehörden haben Wohnorts belegener Bezirk zugetheilt wird. 

den Requiſitionen der Landarmen⸗Direktion und deren Bei Abgrenzung der eben gedachten Bezirke und 

Organe gebührende Folge zu geben. der danach erfolgenden Eintheilung der Kreiſe iſt dar⸗ 

$. 40. Der Landarmen⸗ Direktion gebührt die auf Rückſicht zu nehmen, daß jeder der Diſtriktskom⸗ 

Portofreiheit in dem durch das Portofreiheits⸗Regulativ miſſarien die ihm obliegenden örtlichen Prüfungen der 

vom 3. Februar 1862 unter Nr. 25. des Verzeichniſſes Verhältniſſe der in feinem Bezirke befindlichen Land⸗ 

zu Abſchnitt III. beſtimmten Umfange. armen ohne erheblichen Zeitaufwand und zu große 

Eine weitere Portofreiheit ſteht der Landarmen⸗ Beläſtigung auszuführen im Stande ift. Die Geneh⸗ 

Direktion nicht zu. migung der von den Kreislandräthen zu entwerfenden 
d. 41. Das Rams Reglement tritt mit Bezirkseintheilung ſteht dem Kreistage zu. 

dem 1. Januar 1868 in Kraft. | Die Diſtriktskommiſſarien werden zu den Sitzun⸗ 

Tranſitoriſche Beſtimmungen. gen der Kreis⸗Armenkommiſſlon eingeladen, wenn bei 

. 42. Die in dem vorſtehenden eglement be⸗ der letzteren eine ihren Bezirk betreffende Landarnien⸗ 


42 
jelhneten Funktionen der Landarmen⸗Direktion find von Sache zum Vortrage kommt. St haben hann in der 
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Kreis⸗Armenkommiſſion für alle während ihrer Anwe⸗ p. ob nach ihrem Ermeſſen mit Rückſicht auf die vor⸗ 


ſenheit berathenen Landarmenſachen Sitz und Stimme. 
Kann der Diſtriktskommiſſarius der Einladung zur 
Kommiſſionsſitzung nicht Folge leiſten, ſo muß er 140 
ſchriftliches Votum über die ihm zugewieſenen Land⸗ 
armenſachen, falls ſolches nicht ſchon früher geſchehen 
iſt, dem Kreislandrathe vor der Kommiſſtonsſitzung 
einreichen. | 

Für Behinderungsfälle der vier Mitglieder der 
Kreis⸗Armenkommiſſion, ſowie der Diſtriktskommiſſarien 
werden vom Kreistage eben ſo viele Stellvertreter ge⸗ 
wählt. 


Nähere Normen zur Unterſuchung 


waltenden thatſächlichen Verhältniſſe und nach 
perſönlicher Kenntnißnahme des betreffenden Di⸗ 
ſtriktskommiſſarius von der Lage des zu Unter⸗ 
ſtützenden die Gewährung einer Unterſtützung aus 
dem Landarmenfonds unumgänglich nothwendig 
und in welcher Art, ſowie in welchem Maße die⸗ 
ſelbe erforderlich iſt. 

und Prü⸗ 


fung der Unterſtützungsanträge. 
§. 8. Zum Anhalt für dieſe Unterſuchung und 


* 


Prüfung (88. 6. und 7.) ſoll die nachſtehende nähere 


Wählbarkeitund Amtsdauer der Mitglieder Anleitung dienen. 


der Kreis⸗Armenkommiſſionen, ſowie der 


Diſtriktskommiſſarien, reſp. der Stellver- 


eiter. 

$. 4. Das Amt der Mitglieder der Kreis Armen⸗ 
kommiſſion reſp. ihrer Stellvertreter, ſowie der Diſtrikts⸗ 
Kommiſſarien und deren Stellvertreter iſt ein Ehren⸗ 
amt, welches auch Anderen als Mitgliedern des Kreis⸗ 
9 5 übertragen werden kann, und wird unentgeltlich 
geführt. | 

Daſſelbe kann nur aus denſelben Gründen wie 
eine Vormundſchaft abgelehnt und muß drei Jahre 
hindurch verwaltet werden. | 

Nach Ablauf der dreijährigen Wahlperiode iſt die 
Wiederwahl nur mit Zuſtimmung des Gewählten zuläſſig. 

Geſchäftsord nung. 

§. 5. Die innere Geſchäftsordnung der Kreis⸗ 

Armenkommiſſion bleibt ihrer Beſchlußnahme vorbehal⸗ 

ten, wobei jedoch die nachſtehenden allgemeinen Grund⸗ 
ſätze zu beachten find, 

Mit Inbegriff des Kreislandrathes müſſen wenig ⸗ 
ſtens drei Mitglieder der Kreis⸗Armenkommiſſion an⸗ 
weſend ſein. 

er Vorſitzende beruft die Verſammlung, wenn 
dazu nicht ein für alle Mal beſtimmte Tage feſtgeſetzt 
find, ſo oft das Bedürfniß es erheiſcht. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Votum des 
Vorſitzenden. 

Behandlung der Unterſtützungsanträge durch 
den Kreislandrath im Allgemeinen. 
N §. 6. Jeder auf die Bewilligung einer fortlau⸗ 
fenden Unterſtützung oder von Kindererziehungsgeldern 
aus dem Landarmenfonds erhobene Antrag iſt zunächſt 
von dem Kreislandrathe zu unterſuchen und es ſind 
die zur Prüfung und Begründung deſſelben erforderli⸗ 
chen Ermittelungen anzuſtellen. | 

Wenn die Verhandlungen ſolchergeſtalt vollſtändig 
vorbereitet worden, ſind dieſelben zunächſt dem betref⸗ 
fenden Diſtriktskommiſſarius zur örtlichen Unterſuchung, 
dann aber auch durch den Kreislandrath der Kreis- 
Armenkommiſſion zur Begutachtung vorzulegen. 
Behandlung der Unterſtützungsanträge durch 
die Kreis⸗Armenkommiſſion im Allgemeinen. 
S. 7. Die Kreis⸗Armenkommiſſion hat die Prüt: 
fung im Weſentlichen darauf zu richten: 

a, ob die Landarmenqualität anzuerkennen iſt; 


J. Was die dem Kreislandrath obliegende Unter⸗ 


uchung betrifft, ſo muſſen die Verhandlungen ergeben: 


1. Vor⸗ und Geſchlechtsname, Gewerbe, Stand und 


2. 


3. 


N 


Name, Stand, 


Religion der die Armenpflege nachſuchenden Perſonen. 
Geburtsort und Alter nach Jahr und Tag der 
Geburt; im zweifelhaften Falle iſt der Taufſchein 
zu erfordern, event. iſt anzugeben, woſelbſt die 
Taufe erfolgt iſt, namentlich bei Perſonen bis 
gun 27. Lebensjahre. 

Ob der zu Unterſtützende verheirathet iſt oder nicht, 
event. wie viele Kinder er hat und wie alt Dies 
ſelben ſind. 

Vermögens⸗, Erwerbsverhältniſſe 
und Wohnort (Kreis, Provinz) der alimentations⸗ 
pflichtigen Verwandten (Eltern, Großeltern, Kin⸗ 
der, Enkel, Geſchwiſter), ſowie die Feſtſtellung der 
ſonſt etwa zur Unterſtützung näher Verpflichteten 
(Dienſtherrſchaft, Stiftung u. ſ. w.). 


Wenn der Arme minderjährig iſt, oder im Falle 


der Großjährigkeit noch dem elterlichen Hülfsdo⸗ 
mizile folgt, ob ſein Vater oder reſp. feine Mutter 
(efr. 88. 20. 21. u. 22. des Armengeſetzes) irgendwo 
Ortsangehörigkeitsrechte erlangten oder zu den 
Landarmen gehören; im Falle der noch beſtehen⸗ 
den Vormundſchaft iſt der Name, Stand und Wohn⸗ 
ort des Vormundes, ſowie das vormundſchaftliche 
Gericht anzugeben. 


„Wenn der Arme großjährig und fein Unterſtützungs⸗ 


Wohnſitz nach ſeinen eigenen perſönlichen Verhält⸗ 
niſſen zu ermitteln iſt, wo, wie lange und in 
welchen Verhältniſſen er nach erlangter Großjäh⸗ 
rigkeit während der letzten ſechs Jahre ſeinen 
Wohnſitz oder Aufenthalt gehabt, namentlich auch, 
ob er einen eigenen Hausſtand gehabt, und wann, 
bei wem und in welcher Weiſe er ſeine Niederlaſ⸗ 
ſung nach §. 8. des Geſetzes über die Aufnahme 
neuanziehender Perſonen vom 31. Dezember 1842 
gemeldet, und ob er ſchon eine Unterſtützung er⸗ 
halten hat. 


Bei Wittwen und geſchiedenen Ehefrauen iſt der⸗ 


jenige Armenverband feſtzuſtellen, welchem die 
Fürſorge für den Ehemann reſp. bei deſſen Able⸗ 
ben oder zu der Zeit, wo das Eheſcheidungserkeunt⸗ 
niß rechtskräftig geworden, obgelegen haben würde, 
wenn nicht die bisherige Verpflichtung durch drei⸗ 


10. 


14. 
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jährige Abweſenheit erloſchen oder für einen an II. Die von Seiten der Kreis⸗Armenkommiſſion 
deren Armenverband neu entſtanden fein ſollte und zunächſt von dem Diſtriktskommiſſarius anzuſtellende 
(efr. 88. 18. und 19. des Armengeſetzes vom 31. Prüfung iſt dagegen hauptſächlich darauf zu richten: 
Dezember 1842). I. ob die aufgenommenen Verhandlungen die nach 


. Hinſichts der in der Ehe lebenden Frauen iſt der⸗ 


jenige Armenverband feſtzuſtellen, welcher zur Für⸗ 
ſorge für den Ehemann verpflichtet iſt. Wenn eine 
Ehefrau, um ſich ſelbſtſtändig zu ernähren, vor 
ihrer Verarmung befugter Weiſe, getrennt von 
ihrem Manne, an einem anderen Orte gelebt hat, 
ſo iſt der etwa nach §. 1. des Armengeſetzes vom 
31. Dezember 1842 verpflichtete Unterſtützungs⸗ 
Wohnſitz derſelben zu ermitteln (eke. §. 17. ibid.). 


In den Fällen der §§. 13. und 23. des Armen⸗ 


geſetzes vom 31. Dezember 1842 iſt insbeſondere 
zu ermitteln, wann die Entlaſſung der Militair⸗ 
Perſonen aus dem Militairdienfte reſp. der Tod 
derſelben im Dienſte ſtattgefunden hat. 

In Krankheitsfällen iſt durch ärztliche Unterſuchung 
ſofort feſtzuſtellen, an welcher Krankheit der Hülfe⸗ 
ſuchende leidet, ob er durchaus lazarethbedürftig, 
oder ob die Kur außerhalb des Lazareths eben 
ſo gut und vielleicht billiger bewirkt werden kann. 


.Bei Geſellen und Dienſtboten, ob und bei welchem 


Meiſter oder bei welcher Dienſtherrſchaft ſie zuletzt 
in Arbeit geſtanden reſp. gedient haben; ob die 
Erkrankung bereits während des Arbeits⸗ oder 
Dienſtverhältniſſes ſtattgefunden, die Entlaſſung 
aus ſolchem nur der Krankheit wegen erfolgt, und 
wie viel Zeit ſeitdem verfloſſen iſt. | 


„Ueberall, wo nach Vorſtehendem die geitverhält⸗ 


niſſe von entſcheidendem Einfluſſe ſind, iſt darauf 
zu halten, daß nicht die bloße Dauer der Zeit⸗ 
räume, ſondern jederzeit ihr Anfang und Endpunkt 
ſo beſtimmt als möglich angegeben wird. 


Hinſichts der Nothwendigkeit der Unterſtützung it 


zu ermitteln, ob der Unterſtützungſuchende etwa 
ſelbſt Vermögensobjekte beſitzt oder zu erwarten 
hat; ferner, ob der Arme nach dem über ſeine 
Erwerbsfähigkeit zu extrahirenden Atteſte eines 
kompetenten Arztes zu allen Arbeiten unfähig iſt, 
oder welche Art derſelben er noch zu leiſten ver⸗ 
mag. Zugleich iſt im letzteren Falle die bisherige 
Ernährungsweiſe des Armen und der erweisliche 
Grund der Vermögensloſigkeit und Erwerbsunfähig⸗ 
keit zu erforſchen. 


der Eigenthümlichkeit jedes Falles und den oben 
angedeuteten Beziehungen erforderlichen Ermitte⸗ 
lungen vollſtändig enthalten und die nöthigen Be⸗ 
ſcheinigungen und Beweismittel beigefügt ſind. 

Finden ſich dabei Mängel, oder ergiebt die 
perſönliche Kenntnißnahme von der Perſon und 
den Verhältuiſſen des zu Unterſtützenden, welcher 
ſich die Diſtriktskommiſſarien in jedem Falle zu 
unterziehen haben und ohne welche keine Unter⸗ 
ſtützung gerechtfertigt iſt, Zweifel gegen die Rich⸗ 
tigkeit derjenigen in den Verhandlungen enthalte⸗ 
nen Angaben, die auf die Entſcheidung von Ein⸗ 
fluß ſein würden, ſo iſt die Ergänzung und Auf⸗ 
klärung bei dem Kreislandrathe zu beantragen. 
Iſt hierzu aber keine Veranlaſſung, ſo iſt ſorg⸗ 
fältig zu erwägen: 


. ob die aus den vorliegenden Ermittelungen ber: 


geleiteten Folgerungen und die Anträge des Kreis⸗ 
landrathes gerechtfertigt, oder einer Modifikation 
bedürftig ſind. Hierbei iſt hauptſächlich das Augen⸗ 
merk daranf zu richten, ob die Verpflichtung des 
Landarmenverbandes feſtſteht, oder auf einen ört⸗ 
lichen Armenverband zurückzugehen iſt; feruer ob 
und in welchem Maße die Nothwendigkeit einer 
Unterſtützung anzuerkennen, in welcher Art, in 
welchem Betrage und von welchem Zeitpunkte die⸗ 
ſelbe zu gewähren iſt. 

Es ſind hierbei insbeſondere auch die Fälle 
ins Auge zu faſſen, in denen dem §. 35. des 
Geſetzes vom 31. Dezember 1842 gemäß der Land⸗ 
armenverband wegen der Weigerung desjenigen, 
welcher aus einem privatrechtlichen Verhältniſſe 
zur Verpflegung des Armen verpflichtet iſt, die 
Fürforge für denſelben übernehmen muß, und 
demnächſt in Erwägung zu ziehen, ob die dem 
Landarmenverbande vorbehaltene Verfolgung eines 
derartigen Anſpruches im prozeſſualiſchen Wege 
oder nach Artikel 6., 13. — 15. des Armen⸗Er⸗ 
gänzungsgeſetzes vom 21. Mai 1855 (Geſ.⸗Samml. 
S. 313. ff.) Ausſicht auf Erfolg verſpricht. 


Beſchlüſſe der Kreis-Armenkommiſſion. 


Nach den Reſultaten dieſer Erörterungen, 


Hinſichts der Höhe und Art der Unterſtützung hat worüber der betreffende Diſtriktskommiſſarius, falls er 
der Kreislandrath den ihm erforderlich erſcheinen⸗ in der Sitzung anweſend iſt, event. der Kreislandrath 
den Betrag beſtimmt vorzuſchlagen und zu begrün⸗ den Vortrag hält, giebt die Kreis-Armenkommiſſion 
den, auch zu erörtern, ob Gründe vorhanden find, ihre beſtimmte Erklärung über die im §. 8. Nro. II. 
von dem den Landarmenverbänden nach 8. 15. bezeichneten Fragen nach der Stimmenmehrheit ab. 


des Armengeſetzes vom 31. Dezember 1842 zu⸗ 
ſtehenden Rechte Gebrauch zu machen, d. h. den 


Armen demjenigen örtlichen Armenverbande, in des ſtändigen Kommiſſarins durch 
zur weiteren Veranlaſſung eingereicht. > 
Kontrole über die Verwendung der bemil- 


deſſen Bezirk ſich derſelbe befindet, zur Verpflegung 
zu überweiſen; auch iſt dann zugleich der Betrag 


der zu gewährenden Entſchädigung in Vorstag 


zu bringen. 


2 S 


Der Beſchluß wird niedergeſchrieben und mit den 


Verhandlungen der Landarmen⸗Direktion zu Händen 


den Kreislandrath 


ligten Unterſtützungen. 
8. 10. Außer dieſen auf die Bewilligung von 


8 Hi si. fe 
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Unterſtützungen bezüglichen Obliegenheiten haben die Marienwerder, als in deren Bezirk die Anſtalt befind⸗ 
Kreise Armenkommiſſionen auch die Verwendung der lich iſt, zu übertragen. 
gewährten Unterſtützungen zu überwachen, und die §. 2. Den Ständen ſoll es geſtattet ſein, auf 
Diſtriktskommiſſarien zu dieſem Zwecke die in ihrem dem Landtage zwei Abgeordnete des erſten, Einen des 
Bezirke befindlichen Landarmen fortdauernd im Auge zweiten und Einen des dritten Standes für die Au⸗ 
zu behalten und gelegentlich von ihren Verhältniſſen gelegenheiten der Anſtalten zu bevollmächtigen, welche 
und ihrer Lebensweiſe Kenntniß zu nehmen, ſowie der zuſammen eine Landarmen⸗Kommiſſion bilden, die 
Kreis⸗Armenkommiſſion zur Mittheilung an die Land⸗ unter dem Präſidium des Oberpraſidenten ſteht. 
armen⸗Direktion am Schluſſe jedes Jahres hierüber 8.3. Dieſe Bevollmächtigten ſollen im Januar 
Bericht zu erſtatten. und September jeden Jahres entweder insgeſammt 
Sollten hierbei Mißbräuche wahrgenommen wer⸗ oder einzeln zur Stelle von der inneren und äußeren 
den, und ſich namentlich die Fortdauer der Unterſtüz⸗ Beſchaffenheit der Anſtalt die genaueſte Kenntniß neh⸗ 
zung ganz oder theilweiſe nicht mehr als nothwendig men und ſolche außer den gewöhnlichen Verwalkungs⸗ 
erweiſen, ſo iſt dem Kreislandrathe zur weiteren Ver⸗formen mit dem Auge des Eigners und ſorgfältigen 
anlaſſung durch den ſtändigen Kommiſſarius davon fofort Hausvaters betrachten. Ihr Auſenthalt zu Graudenz 
Mittheilung zu machen. Insbeſondere haben ſich bie ſoll ſich über den Zeitraum von acht Tagen hinaus 
Diſtriktskommiſſarien auch angelegen fein zu laſſen, fur nicht erſtrecken. Inſonderheit ſollen ſie erwägen, wie⸗ 
die dem Landarmenfonds anheimgefallenen Kinder ge⸗ fern dem Def henden Reglement, den Vorſchriften und 
eignete Pfleger zu ermitteln und darüber zu wachen, Anordnungen der verwaltenden Behörden gemäß, ver⸗ 
daß die letzteren den übernommenen Pflichten in geiſtiger fahren iſt, wozu ihnen die Benutzung der Regiſtratur 
und leiblicher Hinſicht gewiſſenhaft genügen, ihnen den geſtattet wird. Ferner ſollen ſie auf Ordnung, Rein⸗ 
Schul⸗ und Religionsunterricht angedeihen laſſen, und lichkeit, Geſchäftsgang, Disziplin, Verwaltung der Kaſſo, 
fie überzaupt auf eine Weiſe erziehen, damit ſie im Verſorgung der Anſtalt mit ihren Bedürſniſſen, Prüfung, 
vorgerückten Alter im Stande ſind, ſich auf eine ehr⸗ der Vorräthe, der fertigen Arbeiten und Materialien, 
liche Art ſelbſt zu ernähren und nicht auf die Dauer Kleidung, Beſchäftigung, Speiſung der Häuslinge, Dis⸗ 
dem Landarmenverbande zur Laſt fallen. ſziplin über fie und auf alles bis ins Einzelne ſehen, 
Nachweis der vorhandenen Landarmen. was den guten Fortgang der Anſtalt in Erreich rung 
11. Um die Diſtrikts⸗Kommiſſarien in den ihres Zw des und deren Verbeſſerung zum Gegenſtaude 
Stand zu ſetzen, dieſer wichtigen Aufgabe (F. 10.) zu hat. Sollte künftig mit der Anſtalt eine Acker beſitzung 
genügen, ſollen ihnen namentliche Nachweiſungen der verbunden werden, fo bleibt ihnen auch die Rev eien 
in jedem Bezirke vorhandenen Landarmen, der ihnen der Wirthſchaft vorb halten. 
gewährten Unterſtützungen und der Pflegeeltern der . 4. Zur Erreichung dieſer Beſtimmung TR3 
untergebrachten Kinder Seitens der Landarmen⸗Direk⸗ die Bevollmächtigten befugt, ſich die Rechnungen und 
tion durch die Kreislandräthe mitgetheilt werden. Kaſſenabſchlüſſe vorlegen zu laſſen, auch bei Unſerenm 
Overpräſidenten darauf anzutragen, daß diejenigen Ne⸗ 
N . berſichten angefertigt werden, die ſie zu bedürfen glauben. 
Regulativ | SB} 5 00 B.fund nehmen fie ein ee 
gi ; 5 auf, machen Vorſchläge zur Abhelfe efundener Mangel 
über die Theilnahme der Weſtpreußiſchen Stände a zu Aden , e eic alles dieſes den 
der Verwaltung des Landarmenhanſes zu Granden . Oberpraſidenten zur weiteren Veran aſſung ein. 
J. 6. Bei Beſetzung eröffneter Stellen geſtatten 
Auf den Antrag der getreuen Stände Unſeres Wir ihnen, ſich über den Betrag des dem neuen Be⸗ 
2 Königreichs Preußen haben Wir in dem Landtags⸗Ab⸗ amten zu gewährenden Gehalts zu äußern, doch mit 
ſchiede die weiteren Einleitungen mit den vom Land⸗ Vorbehalt der Entſcheidung des Oberpräſidenten, dem 
tage wegen des Landarmenweſeus gewählten Bevoll⸗ als Aufſeher der verwaltenden Behörde Wir die End⸗ 
mächtigten über die Theilnahme der Stände an der ſcheidung uberlaſſen. N 
Verwaltung des Landarmenhauſes und der Beſſerungs⸗ 8. 7. Eoenſo ſollen fie über den Kostenaufwand 
anſtalt zu Graudenz anzuordnen geruht, und befehlen bei neuen Einrichtungen, welche die Verwaltungsbehör⸗ 
nunmehr, nach den Uns deshalb von den Ständiſchen den nöthig finden, gehört und ihnen der jährliche Etat 
Bevollmächtigten gemachten Vorſchlägen und deshalb zur Prüfung und gutachtlichen Aeußerung vorgelegt 
erſtatteten Gutachten, Folgendes: werden. - 
F. 1. Bei der Unſerem Oberpräſidenten in der §. 8. Die Mittheilungen der Regicrun zen an 
L Inſtruktion vom 31. Dezember v. J. F. 1. Nro. I., die ſtändiſche Landarmen⸗Kommiiſion und u gekehrt 
0 10 Nro. 2. aufgetragenen Verwaltung des Land⸗ geſchehen durch den Oberpraſidenten, an den ſich beide 
armenen⸗ und Beſſerungshauſes zu Graudenz, als einer Behörden zu verwenden haben. 


e welche ſich auf den Bereich zweier Regierungen §. 9. Die Deputirten find verpflichtet, den Aus 
90 erlaſſen behält es das Bewenden, doch bleibt ihm trag ſechs Jahre hindurch unentgeltlich zu führen. 
5 die ſpezielle Verwaltung der Regierung zu $. 10. Bei Reiſen erhalten ſie zwei Thaler 


= 1 


N 
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Tage: und Einen Thaler Meilengelder aus dem Land⸗ a. ven vollſtändigen Namen und den Wohnort des 
armenfonds. | Unternehmers, 

Dem vorfigenden Mitgliede des erſten Standes b. die genaue Angabe der Oertlichkeit des Gruben⸗ 
ſollen die Auslagen für Beſorgung der Korreſpondenz baues, 
auf deſſen Liquidation aus dem Landarmenfonds er⸗ . den Namen, welchen der Unternehmer der Grube 
ſtattet werden. beilegen will. 

$. 11. Die den Landarmenſachen bewilligte Porto⸗ Dieſer Anzeige iſt eine von einem eonceſſionirten 
freiheit ſoll auch der Landarmen⸗Kommiſſion zuſtehen, Markſcheider oder Feldmeſſer ‚angefertigte Situations⸗ 
wozu wir ihr die Führung eines öffentlichen Siegels Zeichnung des Grubenfeldes in zwei Exemplaren bei⸗ 
geftatten. zufügen. i ’ 

$. 12. Die Landarmen⸗Kommiſſion ſoll jedem Bei ſpäteren delbeserweiterungen iſt die Zeich⸗ 
Landtage über den Betrieb ihres Auftrages Bericht nung zu ergänzen. l 
erſtatten. Findet alsdann der Landtag Veranlaſſung, Ueber die erfelgte Anztige ertheilt das Oberberg⸗ 
ſie mit beſonderen Aufträgen zu verſchen, ſo hat ſie Amt eine Beſcheinigung, welcher ein Exemplar der 
ſolche mit Zuſtimmung unmſeres Oberpräſidenten 9 angeheftet wird. 


zurichten. . 2. Auf jeden Braunkohlengewinnungsbetrieb 

Gegeben Potsdam, den 17. Oktober 1826. in den vorſtehend bezeichneten Landestheilen finden die 

i (L. S.) Friedrich Wilhelm. Vorſchrlften der 88. 66. bis 76. des Allgemeinen Berg⸗ 
ES v. Schuckmann. Geſetzes vom 24. Juni 1865 Anwendung. 


A $. 3. Uebertretungen dieſer Polizeiverordnung 

3) Auf Grund der Kabinets⸗Ordre vom 18. werden nach 8. 208. des Allgemeinen Berggeſetzes mit 

Tear 144 wind hiedurch mit Ablauf des 29. d. M Geldbuße bis zu fünfzig Thalern beſtraft. 
die Jagd auf Rebhühner geſchloſſen. 5 


0 a §. J. Vorſtehende Polizeiverordnung tritt mit 
Marienwerder, den 16 November 1867. dem erſten Januar 1868 in Kraft. N 
Königliche Regierung. | Breslau, den 7. November 1867. 
2) Nachdem die freien und Hanſeſtädte Ham⸗ Königliches Jberderzamt. 
burg und Lübeck dem unter den ollvereinsftaaten und m : f 
mlt der freien Stadt Bremen 3 Abkommen In Veraulaſſung der vorſtehenden Bergpolizei⸗ 


wegen Einführung der Gewerbe-Legitimationefarten bel⸗ Verordnung und unter Verweiſung auf $. 210. des 
getreten 1115 wird das Bublifum hierdurch in Kennt⸗ Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865, N 
niß geſetzt, daß fortan Preußifche Gewerbetreibende Inhalts deſſen anf den Braunkohlenbergbau in 
im Hamburgiſchen und Lübeckſchen Staate und vie denjenigen Landestheilen, 1 welchen das unterm 
Gewerdetreibenden letzterer beiden Staaten in Preußen 19. April 1844 publicirte Weiſtpreußiſche Provin⸗ 
über die Befugniß zum Geſchäftsbetriebe ſich in glei⸗ zialrecht gilt, in welchen daher die Br unkoblen 
cher Weiſe durch die Gewerbe⸗Legitimationskarten dem Verfügungsrechte des Grundeigenthümers 
ausweiſen können, wie des für die Angehörigen der unterliegen, der 3. Abſchnitt des 3. Titels, der 


Zollvereinsſtaaten und der Stadt Bremen beſtimmt iſt. 7. uns 9. Titel des erwähnten Berggeſetzes An⸗ 
Marienwerder, den 6. November 1867. wendung finden, een 
Königliche Regierung. bringen wir hierdurch zur fentlichen Kenntniß, daß 


1 Ki RR EL f diejenigen Funktionen, welche in dem Berggeſetze aus⸗ 
Abtheilung für direkte Steuern, Domainen und Forſten. ar ei 0 925 „Bergbehörde“ zugemiefen wecden, für 
5). „Bergpolizeiverordnung. die Provinz Preußen zur Zeit dem Königlichen Berg: 
Auf Grund der 88. 210. und 197. des Allge⸗ geſchwornen Schmidt zu Görlitz übertragen ſind. 
meinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten vom Breslau, den 7. November 1867. 
24. Juni 1865 wird in Betreff des Braunkohlenberg⸗ Königliches Oberbergamt. 
baues in denjenigen Theilen der Provinz Preußen, in 
welchen das unter dem 19. April 1844 publicirte Pro⸗ VPerional: Chronik. 
vinzialrecht ir Weſtpreußen Anwendung findet, ver⸗ 6) Der Kreisrichter Schmiedel iu Neuſladt in 
ordnet was folgt: Weſtpr. ift als Staatsanwalt bei den Könial. Kreis⸗ 
§. 1. Wer in den vorſtebend bezeichneten Lan⸗ Gerichten zu Lödau und Rofenderg vom 1. Dezember 
destheilen Braunkohlenbergbau treiben will, hat dem d. J. ab angeſtellt. 
Oberbergamte mindeſtens 4 Wochen vor Eröffnung des Der Gaſthofbeſitzer Joſeph Tracky zu Neumark 
Betriebes hierüber eine Anzeige zu machen, welche ent⸗ iſt zum Rathmann für dieſe Stadt gewählt und als 
halten muß: ſolcher beſtätigt worden. 
„„ „„ „ 


(Hierzu ber fentliche Anzeiger Nre. 47.) 
Redigirt im Bureau ber Königlichen Regierung. Druck der Kanter'ſchen Hofbuhbrudern, 
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